
Schutz für relig1öse Symbole?

Die dänısche Zeitung „Jyllands Posten“ hat miıt iıhren Karıkaturen des Propheten
Mohammed eiıne Lawıne VO Reaktionen ausgelöst, die ohl nıemand vorherge-
sehen hat Im iıslamıschen Kulturkreis kam massıven, teilweise gewalttätigen
Protesten. Der Nachdruck der Karıkaturen (inzwischen selbst auf T1-Shıirts) hat die
Stiımmung weıter angeheızt, W1€ 1ne erschreckend hohe Zahl VO  = Todesopftern
ze1gt. In der westlichen Welt hat ın Zeiıtungskommentaren, Leserbrieten und TAlk:
chows eıne höchst kontroverse Debatte Pressefreiheıit, Aufklärung un! eiınen
„Kampf der Kulturen“ stattgefunden.

Aus ll dem 1St eıne höchst unuübersichtliche Gemengelage entstanden, die
einer erheblichen Verunsicherung geführt hat Kommerzielle Gewınninteressen,
antııslamische Vorurteıle, relig1öser Fanatısmus, Instrumentalısıerung durch AUTLO-

rıtäre Regıme und kulturelle Arroganz auf beiden Seıiten verstellen zudem nıcht
selten den Blick für die tieferliegenden Probleme 1ın diesem Konfliktfeld Um
wichtiger 1sSt CD die längerfristigen Aspekte un: Implikationen dieser Kontroverse

bedenken.
Zunächst 1St testzustellen, da{fß die meıisten Muslime Gewalt als Antwort auf die

Verletzung relig1öser Geftühle ablehnen. So sınd Z Beispiel 1n Indonesien be]
Protestaktionen bestenftalls einıge hundert TDemonstranten vgewalttätig geworden,
wOomıt S1E 1aber in die Hauptnachrıichten westlicher Medien kamen. Di1e sehr dıitfe-
renzilerte Meınung vieler moderater Muslime tindet dagegen aum Autmerksam-
eıit Rıchtig 1St 1aber auch, da{ß sıch die muslimısche Welt, Indonesien nıcht G=
NOINIMECN, durch die Art un: Weıse, W1€e INan ıhre heıligen Symbole ach Belieben
verunglimpfen darf, weıthın tiet verletzt tuühlt Nıcht wenı1ge sehen darın eiıne Ort-
setzung kolonialer Agegressıivıtäat un: Arroganz des estens.

Derartige Gefühle, für W1e€e berechtigt 119  > S1Ee auch ımmer halten HAS, sınd auf
jeden Fa  D nehmen angesichts der Tatsache, dafß die Menschen heute fast
überall ın einer multirelig1ösen Umgebung leben, W as e1in nıcht geringes Konflikt-
potential 1ın sıch bırgt Der „innere Frieden“, oder besser eın $riedliches un: gedeıih-
liıches Mıteinander, ertordert darum heute mehr enn Je vegenseıtıge Rücksicht-
nahme und Toleranz gegenüber remden Lebensftormen, zumındest aber den
Verzicht aut provokatıve und verletzende Außerungen. Für Länder WwW1e€ Deutsch-
and 1st dies eın relatıv Lernfteld. In eıner zunehmend globalısıerten Welt, in
der Nachrichten 1in kürzester eıt weltweıt verbreitet werden, 1St vegenseıt1ıge
Rücksichtnahme aber auch eın Gebot ach aufßen. Von daher vewınnt Art 26 Abs

des Grundgesetzes, der Handlungen verbietet, die das „triedliche Zusammen-
leben der Völker“ gefahrden, eıne NEUEC Aktualıität. Man ann iragen, ob sol-
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che Handlungen, S1Ee auch och das Leben anderer (z.5 VO Geiseln 1m Irak)
1in Getahr bringen, nıcht Strafe Zu stellen sind

FEın och grundlegenderes Argument 1sSt das Recht aut Anerkennung, das 1in der
Menschenwürde wurzelt, denn ohne Anerkennung 1St menschliche Identität aum
vorstellbar. FEın Menschenrecht 1St 7zumiındest 1n dem Sınn, da{fß ILanl andere Per-
ONn nıcht ach Belieben (öffentlich) beleidigen oder verletzen dart. Dies oilt

mehr für bewuft alsche Anschuldigungen. Eıigentlich sollte 1eSs schon mensch-
lıcher Anstand gebieten. [)as Recht auf Anerkennung dart jedoch nıcht iındivıdua-
listisch verkürzt verstanden werden, denn auch die individuelle Identität hängt sehr
VO jeweıligen soziokulturellen Umtfteld ab, selbst W C111 Ianl dies 1im Westen oft
nıcht mehr wahrhaben ll Dies 1St der Grund, aru Menschen sıch esonders
verletzt tühlen, WE zentrale Symbole ihrer Religion, Kultur oder ethnischen
Identität verächtlich gemacht werden. Die politische Philosophie führt darum
schon länger 1ne intensıve Debatte das Recht auf Anerkennung kultureller
Differenzen, be]l der auch dıe interkulturelle Vermiuiuttelbarkeıt unıversaler
Menschenrechte geht

In der westlichen Debatte werden solche Argumente oft mıt dem 1nweIls auf
Meınungs- und Pressefreiheit zurückgewıesen. Z weitellos sınd dies wichtige
Rechte, dıe 11111l nıcht durch staatlıche Zensur einschränken sollte. Es 1St daher auch
nıcht sinnvoll, WE sıch Regierungen für das Fehlverhalten VOINN Medien entschul-
digen. ber auch diese Rechte sınd nıcht schrankenlos un! dürten andere Rechte
WwW1€ das autf Anerkennung nıcht ach Belieben verletzen. Zudem zeichnen sıch echte
Aufklärung und Meinungsfreıiheit durch Argumente aus, die scharte Kritik auch
den Religionen einschliefßen annn Etwas Salz anderes 1St aber dıe Verletzung
relıg1öser Gefühle ach dem Motto „Alles 1st erlaubt.“ Dazu kommt och Viele,
gerade aufgeklärte Muslime beklagen, da dıe Praxıs der Medienfreıiheıit 1n der W EeSTi-

lıchen Welt Wasser auft die Mühlen jener 1St, die Demokratie un Pressetreiheit ab-
lehnen. Es 1St auch für S1€e nıcht verständlich, das Verbrennen des amerika-
nıschen Sternenbanners oder die Zerstörung eınes Kunstwerks bestraft werden, die
Verletzung tiefster relig10ser Gefühle aber ungeahndet bleibt. Man wırd sıch in der
'Tat Iragen mussen, ob der Rechtsstaat 1n dieser Hınsicht seıner Verantwortung och
gerecht wiırd.

Im Kern geht CS also keineswegs HUT Meinungsfreiheıit un: eın aufgeklärtes
Weltbild, sondern ebensosehr Religionsfreiheit, U1l die Anerkennung des An
deren und den Umgang mMiı1t grundlegenden relıg1ösen Symbolen. Dıies betritft
das Christentum nıcht wenıger als den Islam und andere Religionen. In der konkre-
ten Praxıs braucht sıcher eiıne oft schwierige Güterabwägung. Auf jeden Fall aber
erd sıch die westliche Welt künftig ernsthafter als bisher mıt dieser Fragestellung
auseinandersetzen mussen nıcht aUus relig1ösen Gründen, sondern ıhrer e1ge-
NEeN Glaubwürdigkeit willen. Anderntalls MUuU S1€e siıch Recht den Vorwurt kul-
tureller Gewalt und Arroganz getallen lassen. Johannes Müller S

218


